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Terminhinweise für Medien

Donnerstag, 9. Juli, 10 Uhr, Perlachpark
Im Rahmen eines Aktionstages „Ist Fahrrad das bessere Fahrzeug?“ stel-
len 200 Schüler*innen und Lehrkräfte der Münchner Farbe Schulen im Per-
lachpark das Piktogramm eines Fahrrads dar. Dies bildet den Auftakt zum 
Projekttag „BikeTime“. Fahrzeuglackierer*innen haben dafür 30 Mountain-
bikes geschliffen, grundiert, lackiert und handsigniert, Schilder- und Lichtre-
klamehersteller*innen haben sie individuell foliert. Künftig werden die Rä-
der im Sportunterricht und für erlebnispädagogische Angebote der Schulen 
genutzt. Der Termin wird im Anschluss an die Aktion im Perlachpark in den 
Münchner Farbe Schulen, Carl-Wery-Straße 41, fortgesetzt.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Foto- und Videoaufnahmen ge-
eignet. Für eine Teilnahme ist eine Akkreditierung bis Mittwoch, 8. Juli, 18 
Uhr, per E-Mail an presse.rbs@muenchen.de erforderlich.

Wiederholung
Donnerstag, 9. Juli, 18.30 Uhr, Schauburg, Große Burg, Franz-Joseph-
Straße 4
Kulturreferent Marek Wiechers spricht zur Eröffnung des Festivals „Think 
Big!“. Das internationale Tanz-, Musiktheater- und Performance-Festival 
für junges Publikum findet zum 11. Mal statt und zeigt bis 19. Juli aktuelle 
Performances hochkarätiger Compagnien aus Deutschland, Frankreich und 
Belgien.
Achtung Redaktionen: Eine Anmeldung ist aus Platzgründen erforderlich 
unter E-Mail info@pfau-pr.de

Freitag, 10. Juli, 19 Uhr, Artothek, Burgstraße 4
Zur Eröffnung der Ausstellung „Neuankäufe 2025“ sprechen der stellver-
tretende Kulturreferent Maximilian Leuprecht und die künstlerische Leite-
rin von Artothek & Bildersaal, Tina Hudelmaier. 
71 Werke von 40 Münchner Künstler*innen erweitern künftig den Bestand 
der Artothek-Ausleihe.
(Siehe auch unter Meldungen)

Samstag, 11. Juli, 15 Uhr, Städtisches Atelierhaus, Baumstraße 8b
Bürgermeisterin Mona Fuchs spricht ein Grußwort zur Eröffnung der Offe-
nen Ateliertage im städtischen Atelierhaus in der Baumstraße. 30 Künst-
ler*innen aus den Bereichen Bildende Kunst, Architektur, Bühnenbild und 
Schmuck gewähren am 11. und 12. Juli, jeweils von 15 bis 20 Uhr, Einbli-
cke in ihre Ateliers.
(Siehe auch unter Meldungen)



Rathaus Umschau
8.7.2026, Seite 3

Sonntag, 12. Juli, 14.30 Uhr, Hausler-Hof, Dorfstraße 38, Hallbergmoos 
Stadträtin Dr. Evelyne Menges (CSU-Stadtratsfraktion) spricht in Vertretung 
des Oberbürgermeisters ein Grußwort anlässlich der Internationalen Hun-
deausstellung CACIB in Hallbergmoos.

Montag, 13. Juli, 18 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
Bürgermeisterin Verena Dietl überreicht den Förderpreis „Münchner Licht-
blicke“. Mit dem Preis werden Einrichtungen, Projekte und Einzelpersonen 
ausgezeichnet, die sich Rassismus entgegenstellen und sich in vorbildli-
cher Weise für ein friedliches Zusammenleben von Menschen unterschied-
licher Herkunft in München einsetzen.

Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 15. Juli, 18.30 Uhr, Bayerisches Schnitzel- und Hendlhaus, 
Limesstraße 63 (Zugang ist nicht rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 22 (Aubing-Lochhausen-Langwied). Zu 
Beginn der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt.

Meldungen

OB Krause gratuliert IKG-Präsidentin Knobloch zur Wiederwahl
(8.7.2026) Nach der Wiederwahl von Münchens Ehrenbürgerin Dr. h.c. 
Charlotte Knobloch zur Präsidentin der Israelitischen Kultusgemeinde Mün-
chen und Oberbayern (IKG) hat Oberbürgermeister Dominik Krause der 
langjährigen Amtsinhaberin sowie dem neuen Gemeindevorstand in einem 
Schreiben gratuliert und seiner Freude über den weiteren Austausch und 
die künftige Zusammenarbeit Ausdruck verliehen. An Dr. h.c. Charlotte 
Knobloch gerichtet betonte OB Krause: „Wie kaum eine andere Persön-
lichkeit der Münchner Stadtgesellschaft verstehen Sie es, mit den unter-
schiedlichsten Persönlichkeiten und Interessenvertretern einen intensiven 
und warmherzigen Austausch zu pflegen, und tragen so zu einer Stärkung 
des Zusammenhalts in der Münchner Stadtgesellschaft bei. Gleichzeitig 
vertreten Sie engagiert die Interessen der jüdischen Gemeinschaft in Mün-
chen und öffnen den Münchner Jüdinnen und Juden durch Ihr Engage-
ment zahlreiche Türen. Nicht zuletzt tragen Sie durch Ihren unermüdlichen 
Einsatz maßgeblich dazu bei, die Präsenz des jüdischen Teils der Münchner 
Stadtgesellschaft in der Öffentlichkeit sichtbar und lebendig zu halten.“
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Dr. h.c. Charlotte Knobloch hat das Amt der Gemeindepräsidentin seit 
1985 ununterbrochen inne. Sie wurde jetzt als Präsidentin einstimmig und 
ohne Gegenkandidaten im Amt bestätigt. Als Vizepräsidenten gewählt 
wurden der Yehoshua Chmiel und Dr. jur. Michael Holland. Das Präsidium 
amtiert, ebenso wie der Vorstand der Kultusgemeinde, für vier Jahre.

Rettungszweckverband warnt vor Plänen für Krankenversicherung
(8.7.2026) Das geplante Beitragsstabilisierungsgesetz der gesetzlichen 
Krankenversicherung soll die steigenden Kosten im Gesundheitswesen 
abfangen. Das soll unter anderem erreicht werden, indem die Vergütung 
des Rettungsdienstes durch die Krankenkassen begrenzt wird, ohne die 
tatsächlichen Kostenentwicklungen realistisch abzubilden. Als größter und 
einsatzstärkster Rettungszweckverband (RZV) in Bayern fordert der RZV 
München vor der Abstimmung im Bundestag am kommenden Freitag 
Nachbesserungen.
Der aktuelle Referentenentwurf fördere kein stabiles System, sondern 
schaffe einen strukturellen Widerspruch. Die RZV müssten die flächende-
ckende präklinische Notfallversorgung weiterhin sicherstellen, während 
ihre Finanzierung zunehmend unter Druck gerate. Im Rettungsdienst ma-
chen Personalkosten einen wesentlichen Anteil der Gesamtkosten aus. 
Gleichzeitig kämpfen Stadt und Landkreis München – wie viele Regionen 
– mit Fachkräftemangel, steigenden Anforderungen und wachsender Inan-
spruchnahme. Eine Finanzierungslogik, die tarifliche Entwicklungen nicht 
ausreichend berücksichtige, gefährde die Versorgungsqualität und die 
Sicherheit der Patient*innen. Die Menschen in der Region müssten aber 
auch künftig darauf vertrauen können, dass Hilfe kommt, wenn sie ge-
braucht wird – schnell, zuverlässig und flächendeckend.
Besonders kritisch sieht der RZV die mögliche Begrenzung der Leistungs-
pflicht der Krankenkassen. Dadurch würden Finanzierungslücken faktisch 
auf die kommunale Ebene verlagert. Das sei keine Ausgabensteuerung, 
sondern eine Verschiebung der Finanzierung von Beitragszahlenden zu 
Steuerzahler*innen.
Dr. Hanna Sammüller, Kreisverwaltungsreferentin und Vorsitzende des 
RZV München: „Rettungsdienst bedeutet 24 Stunden am Tag, 365 Tage 
im Jahr: Personal, Fahrzeuge, Wachen, Leitstellen, Medizinprodukte, 
Energie, Ausbildung, Technik und Vorhaltung. Der Rettungsdienst kann 
nicht erst dann finanziert werden, wenn er gebraucht wird. Er ist ein ele-
mentarer Baustein der Daseinsvorsorge. Eine Deckelung der Finanzierung 
steht auch im Widerspruch zur Refinanzierung tarifgebundener Löhne im 
Gesundheitswesen und würde den ohnehin akuten Fachkräftemangel 
verschärfen. Wir fordern deshalb eine gesetzliche Vollfinanzierung des Ret-
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tungsdienstes. Allen Einsatzkräften danke ich, dass sie auch in herausfor-
dernden Zeiten Tag und Nacht bereitstehen.“
Christoph Göbel, Landrat des Landkreises München und stellvertretender 
Vorsitzender des RZV München: „Wer gesetzlich verpflichtet ist, rund um 
die Uhr schnelle Hilfe sicherzustellen, braucht dafür auch eine verlässliche 
Finanzierung. Personalkosten, Tarifsteigerungen, Fachkräftemangel und 
wachsende Einsatzzahlen lassen sich nicht wegdeckeln. Wenn die Kran-
kenkassen ihre Leistungspflicht begrenzen können, entstehen Lücken, die 
am Ende bei den Kommunen landen – und das bringt nicht nur Haushalte 
in Schieflage, sondern gefährdet insbesondere die Versorgung der Patien-
tinnen und Patienten. Der Rettungsdienst braucht deshalb keine pauscha-
len Deckel, sondern die vollständige Finanzierung sämtlicher Personal-, 
Sach- und Verwaltungskosten.“

Ausstellung der Neuankäufe für Artothek & Bildersaal
(8.7.2026) Der städtische Kunstraum Artothek & Bildersaal erweitert seine 
Verleihsammlung um 71 Neuankäufe von 40 Künstler*innen. Die Neuer-
werbungen sind ab Freitagabend, 10. Juli, und während der allgemeinen 
Öffnungszeiten des Kunstraums zu sehen. Es ist die erste Ausstellung am 
neuen Standort im Pavillon in der Burgstraße 4 – dem neuen Zuhause des 
Bildersaals im Innenhof des Kulturreferats.
Alle zwei Jahre wird der Bestand des städtischen Kunstverleihs erweitert. 
Über die Neuerwerbungen entscheidet eine Ankaufskommission. Ange-
kauft und gezeigt werden Arbeiten unterschiedlichster Gattungen und 
Formate von professionellen, zeitgenössischen Münchner Künstler*innen, 
die seit dem letzten Ankauf im Bildersaal ausgestellt hatten: Danilo Bas-
tione, Naama Bergman, Sabine Bretschneider, Veronica Burnuthian, Hiu 
Tung Ching, Robert Crotla, Sarah Doerfel, Christian Engelmann, Emanuel 
Fanslau, Dorothea Frigo, Florian Froese-Peeck, Helena Geissler, Francesco 
Giordano, Mari Iwamoto, Hyesun Jung, Merlin Klein, Julia Klemm, Sophie 
Kuhn, Christoph Lammers, Aelita le Quément, Florian Lechner, Youngjun 
Lee, Michael Mönnich, Torsten Mühlbach, Godwin Namanyabyoona, Her-
bert Nauderer, Chaya Nouriani, Pfeifer & Kreutzer, Sebastian Pöllmann, 
Olaf Probst, Ivo Rick, rasso rottenfusser, Sandra Singh, Alix Stadtbäumer, 
Venske & Spänle, Moritz Walser, Max Weisthoff, Patricia Wich und Elisa-
beth Wieser.
Zur Eröffnung am Freitag, 10. Juli, um 19 Uhr sprechen der stellvertretende 
Kulturreferent Maximilian Leuprecht und die künstlerische Leiterin von Ar-
tothek & Bildersaal, Tina Hudelmaier. 
Die Werke können nach Ausstellungsende im Herbst entsprechend dem 
Konzept der Artothek gegen eine kleine monatliche Gebühr im Rahmen 
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einer Artothek-Mitgliedschaft ausgeliehen werden. Die Reservierung eines 
Werks pro Person ist im Vorfeld vor Ort zu den Öffnungszeiten möglich.
Die Ausstellung „Neuankäufe 2025“ kann von 11. Juli bis einschließlich 17. 
Oktober besichtigt werden. Der Eintritt ist frei.
Weitere Informationen unter www.artothek-muenchen.de/bildersaal.
(Siehe auch unter Terminhinweise)

Offene Ateliertage im Städtischen Atelierhaus Baumstraße
(8.7.2026) Das städtische Atelierhaus Baumstraße im Glockenbachviertel 
lädt am kommenden Wochenende, 11. und 12. Juli, zu den Offenen Atelier-
tagen. Von 15 bis 20 Uhr gewähren mehr als 30 beteiligte Künstler*innen 
aus den Bereichen Bildende Kunst, Architektur, Bühnenbild und Schmuck 
spannende Einblicke in ihr Schaffen. Performances und kostenlose Führun-
gen durch die Ateliers runden das Programm ab. Zur Eröffnung am Sams-
tag, 11. Juli, 15 Uhr, spricht Bürgermeisterin Mona Fuchs. Der Eintritt ist 
frei. Weitere Infos unter https://www.atelierhaus-baumstrasse.com.
(Siehe auch unter Terminhinweise)

Stadtmuseum: Stadtrundgang zur Migrationsgeschichte nach 1945
(8.7.2026) Am Samstag, 11. Juli, bietet das Stadtmuseum von 14 bis 16 Uhr 
einen Rundgang mit Karolina Novinšćak Kölker und Anke Stepha durch die 
Innenstadt zum Thema Migration an. Dieser folgt den Spuren der Migrati-
onsgeschichte Münchens nach 1945: von den NS-Verschleppten, Displa-
ced Persons und deutschen Vertriebenen über die Arbeitsmigration seit 
den 1950er Jahren bis zu heutigen Migrationsbewegungen.
Die Teilnehmerzahl ist begrenzt, ein kostenfreies Teilnahmeticket ist im On-
line-Shop des Stadtmuseums erhältlich. Der Treffpunkt ist am Eingang des 
Sudetendeutschen Museums in der Hochstraße 10. Das Tourende ist am 
Europäischen Patentamt.

Monacensia: Lesung und Gespräch „Die Vorkämpferinnen“
(8.7.2026) Die Historikerin Bianca Walther liest am Dienstag, 14. Juli, um 
19 Uhr in der Monacensia im Hildebrandhaus, Maria-Theresia-Straße 23, 
aus ihrem neuen Buch „Vorkämpferinnen“. Darin porträtiert sie die Pio-
nierinnen der ersten deutschen Frauenbewegung, angefangen mit den 
Revolutionärinnen von 1848 bis zu Marie Juchacz‘ erster Rede vor der Na-
tionalversammlung im Jahr 1919. Entlang der Lebenswege und Netzwerke 
von Aktivistinnen wie Helene Lange, Minna Cauer, Alice Salomon oder 
Clara Zetkin erzählt sie von Frauen, die für Bildung, politische Rechte und 
gesellschaftliche Teilhabe kämpften. Im anschließenden Gespräch geht sie 
gemeinsam mit Rebecca Faber, Programmkuratorin der Monacensia, der 

http://www.artothek-muenchen.de/bildersaal
ttps://www.atelierhaus-baumstrasse.com/
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Frage nach, wie Frauen Geschichte schreiben und wie ihre Geschichten 
erinnert, weitergetragen und neu erzählt werden.
Bereits am Montag, 13. Juli, 12 Uhr, spricht Bianca Walther live auf dem In-
stagram-Kanal der Monacensia, @monacensia_muc, über ihr Buch und ihre 
Recherchen zu den „Vorkämpferinnen“. 
Bianca Walther ist bekannt durch ihren Instagram-Kanal „Frauen von Da-
mals“ und den gleichnamigen Podcast, in denen sie die Errungenschaften 
und Veränderungen, die historische Frauen angestoßen und erreicht ha-
ben, ins Zentrum setzt. Die Monacensia startete vor fünf Jahren das ko-
operative Projekt #FemaleHeritage, mit dem sie das kulturelle Gedächtnis 
um bisher kaum gewürdigte Schriftsteller*innen und deren Perspektiven 
erweitert.
Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informa-
tionen zur Monacensia unter www.monacensia.org.
Achtung Redaktionen: Pressekontakt per E-Mail an monacensia.presse@
muenchen.de.

Bauzentrum lädt zu Photovoltaik-Themenwoche ein
(8.7.2026) Das Bauzentrum München des Referats für Klima- und Um-
weltschutz lädt vom 20. bis 24. Juli erstmals zu einer Photovoltaik-The-
menwoche im Rahmen der Bayerischen Energietage ein. Eine Vielzahl an 
Veranstaltungen bietet dabei praxisnahes Wissen und fundierte Informa-
tionen rund um Photovoltaik, Steckersolargeräte und Mieterstrom an. Die 
Teilnahme an den vielfältigen Online-Veranstaltungen und der Führung ist 
kostenfrei. Für einen Do-it-yourself-Workshop wird eine Teilnahmegebühr 
erhoben.
Die Themenwoche bietet Interessierten montags bis freitags verschie-
dene Veranstaltungsformate, die Informatives zur Solarenergie – vom 
mittäglichen Info@Lunch über Online-Infoabende bis hin zu Führung und 
Workshop – bereitstellen. Die Veranstaltungen richten sich vorrangig an 
Mieter*innen, Wohnungs- und Hauseigentümer*innen sowie Wohnungs-
eigentümergemeinschaften und Hausverwaltungen. Sie sprechen dabei 
sowohl interessierte Einsteiger*innen als auch mit Photovoltaik bereits 
vertraute Bürger*innen an. 
Das Veranstaltungsprogramm 
Den Auftakt bildet ein Online-Infoabend, bei dem Teilnehmende die Grund-
lagen der Photovoltaik kennenlernen und praxisnahe Informationen zur 
kostenfreien Online-Vermittlungsplattform „Münchner Solarbörse“ erhal-
ten. In weiteren Veranstaltungen zeigt das Bauzentrum beispielsweise Wis-
senswertes rund um die eigene Stromerzeugung mit Steckersolargeräten 
und legt einen Fokus auf die optimale Kombination von Photovoltaik und 
Wärmepumpe ebenso wie auf die Möglichkeiten zur Kombination von Pho-

http://www.monacensia.org
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tovoltaik und Solarthermie sowie zu Photovoltaik auf Mehrfamilienhäusern 
und Mieterstrom. 
Ein Do-it-yourself-Workshop zu Balkonkraftwerken, bei dem Teilnehmende 
gebrauchte Solarmodule in Steckersolargeräte selbst umrüsten und diese 
anschließend mit nach Hause nehmen können, sowie die Führung „Photo-
voltaik über Grün: Dachgarten und Dachterrasse mit Photovoltaik“ runden 
die Themenwoche ab.
Das vollständige Veranstaltungsprogramm ist zu finden unter muenchen.
de/bauzentrum.

Beflaggung der Dienstgebäude
(8.7.2026) Am Sonntag, 12. Juli, wird in Bayern der Gedenktag für die Op-
fer von Flucht und Vertreibung begangen. Aus diesem Anlass werden die 
städtischen Dienstgebäude beflaggt.

http://muenchen.de/bauzentrum
http://muenchen.de/bauzentrum
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 8. Juli 2026

Modellprojekt Stambulante Pflege: Vorbild aus Wyhl kopieren (Mit-
mach-Pflegeheim)
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 11.12.2025

Bürokratiearme Einführung einer automatisiert erhobenen Fehlbele-
gungsabgabe
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 12.12.2025

Ruhrpott am lebenswertesten – Metropolregion München Schlusslicht 
– Verpuffen unsere Infrastruktur-Milliarden wirkungslos?
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 11.2.2026

Immobilien von kirchlichen und nicht gewinnorientierten Organisa-
tionen in eine gemeinnützige Nutzung überführen I – frühzeitig Kon-
zepte für eine gemeinwohlorientierte Zwischen- und Nachnutzung 
erarbeiten
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Ursula Harper, Sofie Lang-
meier, Gudrun Lux, Angelika Pilz-Strasser, Dr. Florian Roth, Florian Schöne-
mann, Christian Smolka, Sibylle Stöhr und Sebastian Weisenburger  
(Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 9.2.2026

Digitale Souveränität: Prozessdebatten oder tatsächliche Umsetzung?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sabine Bär und Hans Hammer (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 14.4.2026
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Modellprojekt Stambulante Pflege: Vorbild aus Wyhl kopieren (Mit-
mach-Pflegeheim)
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 11.12.2025

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Sie beantragen, dass München das Projekt „Mitmach-
Pflegeheim“ aus der Stadt Wyhl in Baden-Württemberg, Haus Rheinaue, 
in einem Modellprojekt in einer städtischen Einrichtung kopiert. Ebenso 
beantragen Sie, dass bei in Frage kommenden Kostenträgern nach dem 
oben genannten Vorbild die Finanzierung beantragt wird.

Der Inhalt des Antrages betrifft deshalb eine laufende Angelegenheit, de-
ren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO dem Oberbürger-
meister obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung der Angelegenheit im 
Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich.

Ihren Antrag beantworte ich daher per Brief unter Einbindung der  
MÜNCHENSTIFT GmbH.

Seitens der Fachabteilung des Sozialreferats wurden ergänzend Stellung-
nahmen der Kostenträger, ARGE der Pflegekassenverbände und Bezirk 
Oberbayern, eingeholt.
Die Kernpunkte der Antworten werden im Folgenden dargestellt:

Für die Beantwortung Ihres Antrages gehe ich davon aus, dass Ihr Anlie-
gen „München soll das Projekt `Mitmach-Pflegeheim´ kopieren“ von der 
Tochtergesellschaft MÜNCHENSTIFT GmbH (MÜNCHENSTIFT) umgesetzt 
werden soll.

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass es sich bei dem Projekt in 
Whyl lediglich um 60 Pflegeplätze handelt, während die MÜNCHENSTIFT 
über 2800 Bewohner*innen zu versorgen hat.

Das Ziel des Projekts `Mitmach-Pflegeheim` ist es, durch eine stärkere 
Einbindung von Angehörigen sowie durch die Kombination ambulanter und 
stationärer Elemente sowohl die Zufriedenheit der Beteiligten als auch die 
Wirtschaftlichkeit zu verbessern.
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Die im Antrag angesprochenen innovativen Versorgungsformen finden 
grundsätzlich ihre rechtliche Grundlage in den §§ 92c und 45h SGB XI. 
Diese Regelungen eröffnen die Möglichkeit, neue Pflege- und Unterstüt-
zungsarrangements im Rahmen von Modellvorhaben zu erproben und hier-
für auch Fördermittel der Pflegeversicherung zu nutzen.
Gleichzeitig ist zu betonen, dass es sich hierbei ausdrücklich um zeitlich 
befristete, wissenschaftlich zu begleitende Modellprojekte handelt, die au-
ßerhalb der Regelversorgung angesiedelt sind. 
Eine unmittelbare Übertragbarkeit in den regulären Betrieb ist damit nicht 
verbunden. Vielmehr sind mit der Umsetzung erhebliche Anforderungen an 
Evaluation, Steuerung und Refinanzierung verbunden.

Vor diesem Hintergrund stellen die genannten Vorschriften zwar einen 
geeigneten Rahmen für die Erprobung innovativer Ansätze dar, begründen 
jedoch keine strukturelle oder wirtschaftlich gesicherte Grundlage für eine 
flächendeckende Einführung entsprechender Modelle in der Praxis.

Zur fachlichen Einordnung des „stambulanten“ Ansatzes:
Das „stambulante“ Modell basiert auf einer hybriden Versorgungsform, in 
der pflegerische Leistungen teilweise durch professionelle Dienste und 
teilweise durch An- und Zugehörige oder die Bewohner*innen selbst er-
bracht werden. Ziel ist insbesondere eine Aktivierung der Bewohner*innen 
sowie eine stärkere Einbindung sozialer Ressourcen.

Dieses Konzept steht in einem Spannungsverhältnis zu den bestehenden 
rechtlichen und strukturellen Rahmenbedingungen der stationären Lang-
zeitpflege. Zwar besteht grundsätzlich die Möglichkeit, Modellprojekte un-
ter bestimmten Voraussetzungen zu erproben und hierfür auch befristete 
Abweichungen von gesetzlichen Vorgaben zuzulassen, etwa im Rahmen 
des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes. Voraussetzung hierfür ist jedoch 
eine wissenschaftliche Begleitung, Evaluation sowie die Sicherstellung, 
dass der Schutzzweck des Gesetzes nicht beeinträchtigt wird.

Die Umsetzung eines solchen Modells wäre daher mit erheblichen zusätz-
lichen Anforderungen verbunden, insbesondere hinsichtlich Evaluation, 
Dokumentation und Qualitätssicherung.
Die Erfahrungen, Untersuchungen und Praxisbeispiele aus bestehenden 
Hausgemeinschaftskonzepten zeigen, dass bereits innerhalb der stationä-
ren Langzeitpflege erhebliche Innovationspotenziale bestehen, ohne die 
grundlegenden Versorgungsstrukturen zu verlassen. Das Hausgemein-
schaftskonzept verfolgt einen kleinteiligen, alltagsnahen und bewohner-
orientierten Ansatz, der zentrale Elemente des „stambulanten“ Gedankens 
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bereits integriert. Gleichzeitig zeigen die Studien deutlich, dass die Um-
setzung solcher Konzepte komplex, langwierig und ressourcenintensiv ist. 
Insbesondere werden Herausforderungen in den Bereichen Organisation, 
Personalstruktur, Rollenklärung und Wirtschaftlichkeit beschrieben. Zudem 
legen diese Erfahrungen nahe, dass bereits die Weiterentwicklung beste-
hender stationärer Hausgemeinschaftsmodelle erhebliche Management- 
und Entwicklungsressourcen bindet.

Im Vergleich zu Hausgemeinschaftsmodellen weist das „stambulante“ 
Konzept zusätzliche strukturelle Brüche auf, insbesondere durch die 
Trennung und gleichzeitige Verzahnung von ambulanter und stationärer 
Leistungserbringung. Dies führt zu komplexen Schnittstellen, etwa bei Ver-
antwortlichkeiten für Pflegeleistungen, Abrechnungssystemen, Qualitäts-
sicherung und Haftungsfragen sowie der Organisation des Alltags.
Eine weitgehende Verlagerung von Aufgaben auf An- und Zugehörige – wie 
im „stambulanten“ Modell vorgesehen – ist unter den Bedingungen einer 
Großstadt wie München nur eingeschränkt realistisch.

Die Studienlage zeigt, dass innovative Versorgungsformen zwar qualitative 
Verbesserungen ermöglichen, jedoch nicht automatisch zu nachhaltigen 
Kostensenkungen führen. Vielmehr entstehen häufig erhöhte Aufwände 
durch Umstrukturierungen, Personalentwicklung und Prozessanpassun-
gen. Ob die bis 1. Januar 2027 zu beschließenden Empfehlungen zu den 
notwendigen Vertragsvoraussetzungen und -inhalten tatsächlich für eine 
Umsetzung in der stationären Pflege oder eine rein ambulante Versorgung 
in den Fokus nehmen, bleibt abzuwarten.

Im Zuge der durch das Gesetz zur Befugniserweiterung und Entbürokrati-
sierung in der Pflege (BEEP) eingeführten neuen Regelungen zu gemein-
schaftlichen Versorgungsformen auf Bundesebene sind Empfehlungen zu 
den vertraglichen Voraussetzungen und inhaltlichen Ausgestaltungen noch 
zu erarbeiten. Die ARGE der Pflegekassenverbände sowie der Bezirk Ober-
bayern sind sich einig, dass dies noch abzuwarten sind. 

An dieser Stelle sei zudem darauf hingewiesen, dass es auch generell 
kritische Stimmen zum „stambulanten“ Pflegemodell gibt, wie beispiels-
weise, dass es damit eine große Zahl an Abgrenzungsproblemen entste-
hen könnten, die unter anderem mit Blick auf die Vergütung von Leistun-
gen eine Flut juristischer Streitfälle auslösen könnten.

Nachdem ein enger fachlicher Austausch mit dem Sozialreferat erfolgt ist, 
erscheint es vor diesem Hintergrund der MÜNCHENSTIFT perspektivisch 
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zielführender, die bereits bestehenden stationären Hausgemeinschaftskon-
zepte konsequent weiterzuentwickeln und auszubauen.

Die MÜNCHENSTIFT setzt sich intensiv mit innovativen Versorgungs-
formen auseinander und begrüßt ausdrücklich die Zielsetzung des An-
trags, neue Wege in der Pflege zu erproben und die Lebensqualität von 
Bewohner*innen zu verbessern. Gleichwohl kommt sie nach Abwägung 
der fachlichen, rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen zu 
dem Ergebnis, dass die Einführung eines „stambulanten“ Modells in der 
vorgeschlagenen Form derzeit nicht verfolgt werden sollte.

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein, und die
Angelegenheit damit als abgeschlossen gelten darf.
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Bürokratiearme Einführung einer automatisiert erhobenen Fehlbele-
gungsabgabe
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 12.12.2025

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. 

Sie beantragen, dass der Oberbürgermeister sich bei der Staatsregie-
rung dafür einsetzt, die 2007 abgeschaffte Fehlbelegungsabgabe wieder 
einzuführen. Die so zu vereinnahmenden Gelder sollen in den Bau neuer 
geförderter Wohnungen bzw. in deren Modernisierung fließen. Außerdem 
entstehe dadurch mehr Gerechtigkeit. 

Die Digitalisierung des Prozesses mit dem Einsatz Künstlicher Intelligenz 
(KI) ermögliche eine nahezu aufwandsfreie Erhebung. Dazu solle ein 
automatischer Abgleich mit dem Finanz- und Einwohnermeldeamt, ein 
automatisierter Melderegistervergleich sowie eine durch den Freistaat 
bereitgestellte digitale Schnittstelle eingeführt werden. Dadurch solle die 
Fehlbelegungsabgabe rein datenbasiert, ohne Einzelfallprüfung und ohne 
hohen Verwaltungsaufwand erfolgen.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen auf diesem Wege zu Ih-
rem Antrag Folgendes mit:
Die Fehlbelegungsabgabe war eine Abgabe, die Mieter*innen einer öffent-
lich-geförderten Wohnung entrichten mussten, wenn sich die finanzielle 
Situation nach der Belegung durch das Amt für Wohnen und Migration 
soweit gebessert hatte, dass die Einkommensgrenze für die geförderte 
Wohnung überschritten wurde.

Die Fehlbelegungsabgabe wurde vom Amt für Wohnen und Migration bis 
zu ihrer Abschaffung durch den Freistaat Bayern zum 31.12.2007 erhoben. 
Die gesetzliche Regelung galt für Wohnungen im Ersten Förderweg (klas-
sische Sozialwohnung). Lediglich bis Ende 2009 hätte es in München noch 
einen ausreichenden Wohnungsbestand im Ersten Förderweg gegeben, 
um überhaupt einen Einnahmenüberschuss zu generieren. Denn seit dem 
1.1.2002 werden Wohnungen im Ersten Förderweg nicht mehr gebaut, so 
dass der Bestand durch Auslaufen der Sozialbindungen von Jahr zu Jahr 
sinkt.



Rathaus Umschau
8.7.2026, Seite 15

Der Erste Förderweg wurde durch die Einkommensorientierte Förderung 
(EOF) abgelöst, welche die neue Hauptförderung im sozialen Wohnungs-
bau darstellt. Die Förderung besteht aus einer Grundförderung mit Darle-
hen für Bauherr*innen und einer Zusatzförderung mit einem monatlichen 
Zuschuss für die Miethaushalte (Einkommensorientierte Zusatzförderung, 
EOZF).

Durch diese EOZF verringert sich die Miete für den einzelnen Haushalt auf 
eine zumutbare Höhe. Wenn sich während der Mietzeit das Einkommen 
erhöht, so reduziert sich entsprechend die EOZF und entfällt ab einer be-
stimmten Einkommenshöhe komplett (Überschreitung um mehr als 60%), 
so dass dann die volle Miete von den Mieter*innen allein zu leisten ist. 
Im Gegensatz zu Wohnungen im Ersten Förderweg berücksichtigt diese 
subjektbezogene Förderung von Anfang an die individuelle Mietbelastungs-
grenze bzw. finanzielle Leistungsfähigkeit der Haushalte. Die Mietkosten 
sind also nicht von vornherein für alle Wohnungen niedrig. Stattdessen 
wird der einzelne Haushalt bedarfsorientiert je nach Einkommenshöhe be-
zuschusst. Dies ist eine einkommensabhängige, gerechte Handhabung.

Auf diese Weise sind für den Bau der einzelnen Wohnungen auch gerin-
gere Fördermittel notwendig, so dass insgesamt mit den gleichen Förder-
mitteln mehr Wohnungen gebaut werden können als in früheren Förder-
programmen. 

Wie Sie ausführen, bräuchte es für die Wiedereinführung der Fehlbele-
gungsabgabe auch eine entsprechende gesetzliche Grundlage. Es ist nicht 
davon auszugehen, dass der Freistaat Bayern diese schaffen würde. Denn 
auch der Freistaat Bayern verweist in der Diskussion auf den bayerischen 
Weg der EOF sowie den bürokratischen Aufwand, den eine Wiedereinfüh-
rung der Fehlbelegungsabgabe mit sich bringen würde.

Aus Sicht des Sozialreferats wäre der bürokratische Aufwand weiterhin 
hoch. Das Sozialreferat steht dem Einsatz Künstlicher Intelligenz sehr 
aufgeschlossen gegenüber und sieht großes Potenzial darin, Prozesse zu 
beschleunigen sowie die Sachbearbeitung zu unterstützen. Das Sozialre-
ferat ist daher momentan dabei, Anwendungsfälle und Anforderungen für 
mögliche Einsatzgebiete einer KI zu eruieren, zu bewerten und zu priori-
sieren. Im Anschluss werden diese Bedarfe an IT@M weitergeleitet. Wann 
mit einer Umsetzung erster Anwendungsfälle zu rechnen ist und welche 
Anforderungen prioritär bearbeitet werden, ist dabei noch völlig offen. Mit 
dem Einsatz von KI kann also allenfalls mittelfristig gerechnet werden. 
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Zum anderen ist es so, dass im Rahmen eines Datenabgleichs wie er der-
zeit abläuft (z.B. beim Jobcenter oder der Wohngeldstelle) zwar gemeldet 
wird, bei wem eine Person seit wann beschäftigt ist, aber ohne Angabe 
über Einkommenshöhe oder Arbeitsstunden. Es gibt zunächst also keine 
Daten, die eine KI für die Berechnung einer Fehlbelegungsabgabe verwen-
den könnte. Die konkreten Gehaltsnachweise müssen von der Sachbe-
arbeitung bei den Bürger*innen angefordert werden, was mit einem ent-
sprechenden Aufwand verbunden ist. 

Die Erfahrungen aus dem früheren Vollzug der Fehlbelegungsabgabe zei-
gen, dass die Mitwirkungsbereitschaft der Bürger*innen im Vergleich zur 
jetzigen Systematik der EOZF deutlich schlechter war. Bei der EOZF müs-
sen die Bürger*innen selbst einen Antrag stellen, um einen Mietzuschuss 
zu erhalten, so dass das Eigeninteresse an der Vorlage aller notwendigen 
Unterlagen groß ist. Bei einer drohenden Fehlbelegungsabgabe ist dieses 
Eigeninteresse naturgemäß geringer, so dass sich die Verwaltungsverfah-
ren in die Länge ziehen.

Hinzu kommt, dass bei der EOZF nicht alle Bürger*innen einen Antrag 
stellen, insbesondere dann nicht, wenn sie schon wissen, dass ihnen kein 
Mietzuschuss mehr zusteht. Bei einer Fehlbelegungsabgabe müssten 
hingegen alle geförderten Wohnungen regelmäßig überprüft werden. Der 
Verwaltungsaufwand wird somit bei einer Fehlbelegungsabgabe immer 
deutlich höher sein, was wiederum nur mit einer Personalaufstockung um-
setzbar wäre. Es ist also zweifelhaft, ob überhaupt ein Überschuss gene-
riert werden könnte.

Selbst mit Unterstützung von KI wird es – zumindest mittelfristig – per-
sonelle Ressourcen brauchen. Es wird immer Konstellationen geben, in 
denen Unterlagen nachgefordert werden müssen, es Rückfragen von Bür-
ger*innen gibt und eine gewissen Kontrolle stattfinden muss. Es ist derzeit 
nicht vorstellbar, dass der gesamte Prozess von der Ermittlung der Daten 
über die Berechnung der Fehlbelegungsabgabe und die Verbescheidung 
bis hin zum Forderungsmanagement ohne signifikante personelle Ressour-
cen ablaufen kann.

Außerdem bräuchte es auch eine gesetzliche Grundlage für den Daten-
abgleich im Wohnungsbindungsrecht. Derzeit gibt es hierfür keine bun-
desrechtliche Regelung oder Ermächtigung. Die Daten müssten u.a. vom 
Bundeszentralamt für Steuern und der gesetzlichen Rentenversicherung 
übermittelt werden.
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Ein weiteres Problem ist, dass kein IT-Verfahren für den Vollzug einer 
Fehlbelegungsabgabe vorhanden ist. Bei Einführung des aktuellen IT-Fach-
verfahrens Wohnen in München (WIM) im Jahr 2011 war die Fehlbele-
gungsabgabe bereits abgeschafft, so dass es keine Notwendigkeit gab, die 
Software entsprechend zu ertüchtigen. Die Einführung einer neuen IT-An-
wendung – egal ob durch den Freistaat oder durch die Landeshauptstadt 
München – scheint insbesondere im Hinblick auf die Haushaltslage und 
Vorrangigkeit anderer Vorhaben unrealistisch. Nicht zu vergessen ist, dass 
auch die Wartung und Weiterentwicklung eines IT-Verfahrens im Betrieb 
personelle und monetäre Ressourcen kostet.

Das im Antrag angeführte Beispiel von Hessen ist mit den Rahmenbedin-
gungen in Bayern nicht vergleichbar. 
In Hessen wurde die Fehlbelegungsabgabe nach ihrer vorübergehenden 
Abschaffung wieder eingeführt, weil der geförderte Wohnungsbau in Hes-
sen vor allem über das Hessische Wohnraumförderungsgesetz (HWoFG) 
erfolgt. Diese fördern zwar den Bau von geförderten Wohnraum, bieten 
aber keinen flächendeckenden, einkommensorientierten Mietzuschuss wie 
die bayerische Einkommensorientierte Förderung (EOF) an.
In Bayern gibt es dagegen mit der EOF ein landesweites System, das ge-
zielt Haushalte mit niedrigem Einkommen durch direkte Mietzuschüsse 
entlastet. In Hessen fehlt ein solches einheitliches, einkommensabhängi-
ges Fördermodell. 
Stattdessen regeln Kommunen die Mieten in geförderten Wohnungen über 
Mietpreisbindungen und Kostenmieten, die sich an Bau- und Betriebskos-
ten orientieren – aber nicht am individuellen Einkommen der Mieter*innen.

Unter Verweis auf die obenstehenden Ausführungen bleibt festzuhalten, 
dass die Wiedereinführung einer Fehlbelegungsabgabe aus Sicht des 
Sozialreferats fachlich und ökonomisch nicht zielführend ist. Es müssten 
nachträglich Abgaben eingefordert und eingezogen werden, die bei der 
EOF erst gar nicht zur Auszahlung gelangen. Wenn ein Haushalt besser 
verdient, zahlt er keine Abgabe als Ausgleich für die vergünstigte Miete, 
sondern bekommt einfach keinen vorher gewährten Mietzuschuss mehr. 

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein. Ich gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist. 



Rathaus Umschau
8.7.2026, Seite 18

Ruhrpott am lebenswertesten – Metropolregion München Schlusslicht 
– Verpuffen unsere Infrastruktur-Milliarden wirkungslos?
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 11.2.2026

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 11.2.2026 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende 
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird.

In Ihrer Anfrage fragen Sie Herrn Oberbürgermeister, wie es sein kann, 
dass die Metropolregion München in einer vom Regionalverband Ruhr be-
auftragten Studie zu der Frage „Wo lebt es sich am Besten?“ vor allem im 
Vergleich zur auftraggebenden Region so schlecht abschneidet. Im Detail 
stellen Sie Herrn Oberbürgermeister folgende Fragen:

Frage 1:
Abgesehen davon, dass der Auftraggeber der Regionalverband Ruhr ist 
und manche(r) denken könnte, dass diese Region in der Studie deshalb 
besonders gut wegkommt – die Studie wird jedenfalls wissenschaftli-
chen Standards genügen. Das Ergebnis sieht für uns nicht gut aus. Auf 
München alleine (das als Kernbereich der Region positiver gesehen wird) 
kommt es nicht an; es geht um die Metropolregion als Ganzes. Wie bewer-
ten Sie das Ergebnis?

Antwort:
Die Region Ruhr unterscheidet sich strukturell sehr stark von der Metropol-
region München. Weil Faktoren wie etwa die Erreichbarkeit von Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen in der Studie stark gewichtet werden, schneiden po-
lyzentrale oder kompaktere Regionen wie das Ruhrgebiet oder die Region 
Rhein-Neckar in der Bewertung besser ab als Regionen, die auf ein oder 
wenige starke Zentren ausgerichtet sind, wie etwa die Metropolregionen 
Hamburg oder München. Wir befinden uns also als „Verlierer“ in einigen 
Kategorien der Studie in guter Gesellschaft, sehen uns aber auch bestätigt 
in unseren laufenden Aktivitäten, auf den genannten Feldern aufzuholen.

Frage 2:
Wir geben zusammen mit unseren Nachbargemeinden und -landkreisen 
Unsummen aus für Wohnen, Soziales, Infrastruktur, ohne dass sich Ent-
scheidendes verbessert. Die Ausgaben für Infrastruktur übersteigen in 
München die Gewerbesteuereinnahmen – eine endlose Aufwärtsspirale. 
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Das Kosten/Nutzen-Verhältnis ist verheerend. Verpuffen die Infrastruk-
tur-Milliarden, die die Region ausgibt, also wirkungslos?

Antwort:
Es ist unbestritten, dass die Investitionen in Wohnen, Soziales und Infra-
struktur in einer wachsenden Stadt wie München erheblich sind und dass 
sich die Landeshauptstadt andererseits wie alle deutschen Kommunen in 
einer herausfordernden finanziellen Lage befindet. 

Die hohe Lebensqualität und die wirtschaftliche Attraktivität der Landes-
hauptstadt und der Region München haben in den vergangenen Jahren für 
einen kontinuierlichen Zuzug gesorgt. Dies führte auch zu einer hohen und 
weiter steigenden Nachfrage nach Flächen für den Wohnungsbau, die  
Infrastrukturversorgung und Freiräume. 

Die kommunalen Investitionsprogramme für diese Themen waren z.B. die 
Schulbauoffensive und das wohnungspolitische Handlungsprogramm Woh-
nen in München. Dadurch wurden erhebliche Mittel für den Ausbau der 
Infrastruktur und die Versorgung der Bevölkerung mit (bezahlbarem) Wohn-
raum bereitgestellt. Die Landeshauptstadt München arbeitet kontinuierlich 
an einer strategischen Priorisierung der großen Investitionsmaßnahmen 
und steht dazu auch thematisch im Austausch mit der Region, um Syner-
gien zu nutzen und gemeinsame Lösungen zu entwickeln.

Die Stadtkämmerei ergänzt zur Frage der städtischen Investitionen in 
den genannten Handlungsfeldern, dass die Aufgabenschwerpunkte im 
Mehrjahresinvestitionsprogramm 2025 bis 2029 ein Gesamtvolumen von 
12.938 Mio. € umfassen und sich aufgliedern in folgende Handlungsfelder:

Zur Frage der Relation der Gewerbesteuereinnahmen zu den Infrastruktur-
kosten stellt die Stadtkämmerei klar, dass sich bezogen auf das final vorlie-
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gende Rechnungsergebnis des Haushaltsjahres 2024 die „Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit“ auf etwa 2,57 Mrd. Euro belaufen, während die 
Gewerbesteuereinnahmen eine Summe von rund 3,37 Mrd. Euro erreich-
ten. Demzufolge haben die Gewerbesteuereinnahmen im Bezugsjahr 2024 
die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit deutlich um rund 0,8 Mrd. Euro 
überstiegen. 
Zu der Frage zur Forderung, dass die wachstumsgenerierten Einnahmen 
die wachstumsgenerierten Ausgaben decken müssen, sei darauf verwie-
sen, dass die Landeshauptstadt München als bayerische Kommune den 
Haushaltsgrundsätzen der Bayerischen Gemeindeordnung (Bay-GO) sowie 
der Kommunalhaushaltsverordnung (KommHV-Doppik) unterliegt. Diese 
Prinzipien gewährleisten eine transparente, nachhaltige und gemeinwohl-
orientierte Finanzverwaltung der Stadt. Der Haushaltsausgleich erfordert, 
dass die Erträge die Aufwendungen decken (ausgeglichener Ergebnishaus-
halt). Darüber hinaus fließen die oben dargestellten Auszahlungen in gro-
ßem Umfang in Maßnahmen, von denen die gesamte Stadtgesellschaft 
profitiert. 

Frage 3:
Setzen wir beim Geld ausgeben den falschen Fokus? Anders gesagt: Wie 
müsste Politik in der Region München aussehen, damit die wachstumsge-
nerierten Einnahmen die wachstumsbedingten Ausgaben übersteigen?

Antwort:
Nicht nur die polyzentrale Struktur, sondern auch flächendeckende oder so-
gar über die jeweils untersuchte Region hinausgehende Verkehrsverbünde 
begünstigen das Abschneiden der so ausgestatten Regionen in der Studie. 
Solche Strukturen entstehen weder von heute auf morgen, noch allein 
durch reichhaltige Finanzausstattung, sondern durch Zusammenschlüsse, 
die auf gegenseitigem Vertrauen und politischem Willen zur Zusammen-
arbeit aufbauen. Daher ist die Metropolregion München auf einem guten 
Weg, in diesen Kategorien aufzuholen, beispielsweise durch die Erwei-
terungen des MVV-Raums, neue Verkehrsbündnisse wie die Münchner 
Zukunft Mobilität - MZM oder die Internationale Bauausstellung IBA-M mit 
ihrem regionalen Umgriff und dem Schwerpunkt der Mobilität. 
Zur Frage nach den die Ausgaben deckenden Einnahmen siehe Antwort zu 
Frage 2.
Es fällt außerdem auf, dass die in der Studie besonders positiv bewerteten 
Regionen diejenigen sind, in denen die langjährigsten oder mit den meis-
ten Kompetenzen ausgestatteten Regionalverbände wirken dürfen. So ist 
der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk mit seinem Gründungsdatum 1920 
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die älteste Raumplanungsbehörde in ganz Deutschland, der Verband Re-
gion Stuttgart ist Träger des regionalen Schienen-Nahverkehrs.
Hier setzt sich die Landeshauptstadt München sowohl im Verein Euro-
päische Metropolregion – EMM e.V. wie in den zahlreichen weiteren 
regionalen Verbänden, Vereinen und Kooperationen dafür ein, dass Her-
ausforderungen wie die Wohnraumversorgung oder der bedarfsgerechte 
Infrastrukturausbau in der Region gemeinsam gelöst werden und schreitet 
voran, wenn es gilt, entsprechende Initiativen zu verstetigen. Diese Politik 
der Kooperation kann aber nur gemeinsam mit den Partner*innen in der 
Region wirksam werden und nicht von München allein bestimmt oder ge-
stemmt werden.

Frage 4:
Würden Sie die Anstrengungen unterstützen, Lebensqualität und Bezahl-
barkeit wiederherzustellen und dafür etwas vom ‚Glanz‘ der ‚Metropole für 
Geldige‘ aufzugeben?

Antwort:
Lebensqualität und Bezahlbarkeit und damit die hier im Hintergrund anklin-
genden gleichwertigen Lebensverhältnisse sowohl in ländlichen als auch 
urbanen Räumen werden nicht dadurch befördert, dass kommunale Ent-
scheidungsträger*innen willentlich ihre Kommunen herunterwirtschaften. 
Vielmehr ist es unsere Aufgabe, mit den Standortvorteilen (und -nachtei-
len!) so umzugehen, dass in Verantwortung für alle Bürger*innen gute Da-
seinsvorsorge betrieben wird, bei kommunale Grenzen überschreitenden 
Aufgaben und Zusammenhängen auch für die Bürger*innen der Nachbar-
kommunen. 
Deshalb erscheint es erfreulich, dass es im Ruhrgebiet trotz der massiven 
Herausforderungen der Vergangenheit durch den Strukturwandel weg von 
der Montanindustrie offenbar möglich war, die Kommunen und die Region 
Ruhr so gut aufzustellen, wie es die Studie herausgefunden hat

Zuletzt sei die Bemerkung gestattet, dass die Studie mit den deutschen 
Metropolregionen Räume untersucht, die insgesamt sehr gut ausgestattet 
sind, auch wenn sich im Vergleich untereinander natürlich Unterschiede er-
geben. Metropolregionen und ihre Kommunen tragen gemeinsam wesent-
lich zum Erfolg des Standorts Deutschland bei. Wo sich ein Wettbewerb 
anbietet, wie bei dem laufenden Bewerbungsverfahren um Olympische 
Spiele in Deutschland, nehmen wir den Wettbewerb sportlich auf und se-
hen die Studie vor diesem Hintergrund auch als Versuch, im Vergleich Mün-
chen – Hamburg – Berlin – Ruhrgebiet auf geeigneten Feldern Augenhöhe 
oder Vorteile zu konstruieren. In dem gemeinsamen Anliegen der Kommu-
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nen gegenüber dem Bund, die kommunalen Finanzen wieder so auszustat-
ten, dass sie mit den immer kostenträchtigeren Aufgabenübertragungen 
mithalten können, ziehen wir jedoch alle an einem Strang. 
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Immobilien von kirchlichen und nicht gewinnorientierten Organisa-
tionen in eine gemeinnützige Nutzung überführen I – frühzeitig Kon-
zepte für eine gemeinwohlorientierte Zwischen- und Nachnutzung 
erarbeiten
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Ursula Harper, Sofie Lang-
meier, Gudrun Lux, Angelika Pilz-Strasser, Dr. Florian Roth, Florian Schöne-
mann, Christian Smolka, Sibylle Stöhr und Sebastian Weisenburger  
(Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 9.2.2026

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Ihr o. g. Antrag vom 9.2.2026 wurde dem Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung zur federführenden Bearbeitung zugeleitet. Sie beantragen, 
dass sich die Verwaltung mit den Kirchen und weiteren nicht gewinnori-
entierten Organisationen ins Benehmen setzen soll, um die absehbar frei-
werdenden Immobilien abzufragen und gemeinsam mit diesen Konzepten 
für gemeinwohlorientierte Zwischen- und Nachnutzung zu erarbeiten. 

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlauben wir uns, Ihren Antrag vom 
9.2.2026 als Brief zu beantworten:

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung tauscht sich in regelmäßi-
gen Abständen mit Vertretungen der katholischen und evangelischlutheri-
schen Kirche sowie der Mitbauzentrale München, der GIMA und anderen 
zur weiteren Nutzung derer Grundstücke aus. Besteht die Überlegung, 
ein Grundstück umzunutzen, stehen Kolleg*innen der Lokalbaukommis-
sion, der Wohnraumförderung sowie der Stadtplanung als weiterführende 
Ansprechpartner*innen zur Verfügung. 

Sollte es sich um Gemeinbedarfsflächen handeln, werden seitens des Re-
ferats für Stadtplanung und Bauordnung zunächst städtische Bedarfe an 
eben diesem Grundstück geprüft. Sollte ein solcher Bedarf, der mit dem 
städtischen Haushalt vereinbar ist, gegeben sein, geht dieser – aufgrund 
der festgesetzten bzw. dargestellten Gemeinbedarfsfläche – anderweiti-
gen Nutzungen vor. 
Wird am konkreten Grundstück kein Gemeinbedarf gemeldet, kann dieses 
einer anderweitigen Nutzung zugeführt werden. Dabei ist es das Anliegen 
des Referats für Stadtplanung und Bauordnung, dass diese Grundstücke 
mit soweit als möglich preisgünstigen Wohnungen bebaut werden.

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung versucht hierbei aktiv den 
Kontakt der jeweiligen Grundstückseigentümer*innen zur GIMA (Genos-



Rathaus Umschau
8.7.2026, Seite 24

senschaftliche Immobilienagentur München eG) herzustellen, da bei einer 
Realisierung durch Genossenschaften neben preisgünstigerem Mietwoh-
nungsbau auch oft innovative und nachhaltige Ansätze zur Schaffung von 
Wohnraum, der für verschiedene Einkommensgruppen zugänglich ist, ent-
stehen. 

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung berät die Kirchen als 
Grundstückseigentümer*innen, die genannten Punkte in die Planungen 
einzubeziehen und tragfähige Konzepte zu entwickeln, die sowohl den 
Bedürfnissen der Stadtgesellschaft als auch den Herausforderungen der 
aktuellen Wohnraumsituation gerecht werden.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Digitale Souveränität: Prozessdebatten oder tatsächliche Umsetzung?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sabine Bär und Hans Hammer (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 14.4.2026

Antwort IT-Referentin Dr. Laura Dornheim:

Ihrer Anfrage haben Sie folgenden Sachverhalt vorausgeschickt:

„Mit Beschlussvorlage Nr. 20-26/V 18562 (IT-Ausschuss als Werkausschuss 
für it@M vom 28.1.2026) führt das IT-Referat aus, dass digitale Souveränität 
,hochaktuell‘ sei, dass eine Methodik entwickelt und als ,Souveränitäts-
check‘ auf das Serviceportfolio angewandt worden sei und dass künftig 
offene Standards strenger eingefordert sowie die Methodik in relevante 
IT-Prozesse integriert werde. Gleichzeitig bleibt in der öffentlichen Darstel-
lung häufig unklar, was über Methodik, Begriffsdefinitionen und Prozessbe-
schreibungen hinaus tatsächlich bereits konkret umgesetzt wurde. 
Mit Schreiben vom 5.12.2025 hat das IT-Referat zur ,Neuen Bewertung der 
digitalen Souveränität und der IT-Infrastruktur der LHM‘ Stellung genom-
men. 
Dabei wird unter anderem ausgeführt, dass aus der NIS-2-Richtlinie ,ex-
plizit keine konkreten Anforderungen an die LHM‘¹ im Hinblick auf digitale 
Souveränität resultierten. 
Diese Einschätzung erscheint aus technischer, organisatorischer und auch 
formaler Sicht zumindest hinterfragungswürdig. Zwar ist digitale Souve-
ränität nicht ausdrücklich als Ziel der NIS-2-Richtlinie benannt. Allerdings 
verweist die Europäische Kommission selbst in ihrem Dokument ,Cloud 
Sovereignty Framework‘ (SOV-7, Security & Compliance Sovereignty) vom 
Oktober 2025 explizit auf NIS-2 als wesentlichen Baustein. In der wissen-
schaftlichen Literatur heißt es hierzu wörtlich: ,The NIS2 Directive repre-
sents a significant step towards operationalizing digital sovereignty in EU 
cybersecurity policy².
NIS-2 handelt im Kern von Kontrolle über eigene Daten, Informationssys-
teme und Infrastrukturen. Diese Kontrolle ist jedoch die essenzielle Vor-
aussetzung für das Ausüben von Souveränitätsrechten – sei es auf Ebene 
von Unternehmen, Kommunen oder des Staates insgesamt. Wer aufgrund 
von Sicherheitslücken die Kontrolle über seine Systeme verliert, kann nicht 
mehr souverän handeln. Sicherheit erzeugt Kontrolle, Kontrolle erzeugt 
Souveränität. 
Ziel kann keine theoretische Grundsatzdebatte über vollständige Autarkie 
sein, die in einer global vernetzten IT-Welt nicht realistisch ist, sondern die 
Klärung, ob die Landeshauptstadt München beim Thema digitale Souve-
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ränität über Prozessbeschreibungen hinaus bereits wirksam ins Handeln 
gekommen ist.“

1	 https://risi.muenchen.de/risi/dokument/v/9541906

2	 https://link.springer.com/article/10.1007/s10207-025-01090-4

Zu Ihren im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mittei-
len:

Frage 1:
Wie begründet das IT-Referat die Aussage, aus der NIS-2-Richtlinie ergä-
ben sich „explizit keine konkreten Anforderungen“ an die LHM im Kontext 
digitaler Souveränität, obwohl sowohl die Europäische Kommission als 
auch wissenschaftliche Veröffentlichungen einen solchen Zusammenhang 
herstellen? 

Antwort:
In unserer Beantwortung haben wir uns auf „konkrete Anforderungen“ 
durch NIS-2 bezogen, die durch die Verwaltung umzusetzen und z.B. im 
Rahmen von Nachweispflichten zu belegen sind bzw. wären. 

Dass sich durch NIS-2 keine konkreten Anforderungen für die Verwaltung 
ergeben, wird durch die aktuelle Gesetzeslage begründet. Diese stellt sich 
im Überblick wie folgt dar:

Das nationale NIS2-Umsetzungsgesetz („Gesetz zur Umsetzung der 
NIS-2-Richtlinie und zur Regelung wesentlicher Grundzüge des Informati-
onssicherheitsmanagements in der Bundesverwaltung“) überführt die in 
der NIS2-Richtlinie hinterlegten EU-Standards im Bereich Cybersecurity in 
deutsche Gesetzgebung und ist seit Dezember 2025 in Kraft getreten. Auf 
Landesebene wird es durch das Ende März 2026 aktualisierte Bayerische 
Digitalgesetz (BayDiG) ausgeprägt. In diesem Landesgesetz wird festge-
legt, dass NIS-2 Anforderungen in Bayern nur für „Einrichtungen mit Be-
deutung für den Binnenmarkt“ (EBB) einschlägig sind. Die Verwaltung der 
Landeshauptstadt München zählt als Kommune zu den „Einrichtungen der 
öffentlichen Verwaltung auf lokaler Ebene“ und ist somit aus rechtlicher 
Sicht von den Anforderungen aus NIS-2 nicht betroffen.

Somit sind auf NIS-2 basierende gesetzliche Anforderungen im Bereich der 
Cybersecurity auch im Kontext der digitalen Souveränität für die LHM nicht 
einschlägig. Unabhängig davon gewährleistet das bei der LHM etablierte 
stadtweite Informationssicherheitsmanagement ein angemessenes Infor-

https://risi.muenchen.de/risi/dokument/v/9541906
https://link.springer.com/article/10.1007/s10207-025-01090-4
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mationssicherheitsniveau für die Verwaltung und leistet auf diese Weise ei-
nen wichtigen Beitrag zur digitalen Souveränität Münchens – im Sinne der 
Definition in der o.g. Beschlussvorlage.

Frage 2: 
Inwieweit wurde das „Cloud Sovereignty Framework“³ der Europäischen 
Kommission bei der Entwicklung des städtischen Bewertungsschemas 
berücksichtigt, und warum wurde nicht auf dieses europäisch abgestimmte 
Schema zurückgegriffen, sondern ein eigenes Modell entwickelt? 

Antwort:
Das „Cloud Sovereignty Framework“ adressiert die Themen Strategic So-
vereignty, Legal & Jurisdictional Sovereignty, Data & AI Sovereignty, Opera-
tional Sovereignty, Supply Chain Sovereignty, Technology Sovereignty, Tech-
nology Sovereignty, Security & Compliance Sovereignty und Environmental 
Sovereignty. Das IT-Referat hatte durch den Stadtratsantrag den Auftrag 
erhalten, die Software auf Digitale Souveränität zu prüfen. Software-Frage-
stellungen werden im EU Framework nur im Kontext Technology und Sup-
ply Chain Sovereignty behandelt. 
Weiterhin arbeitet das EU-Frameworks mit offenen Fragen im Rahmen der 
Erhebung, die nicht für eine standardisierte Auswertung geeignet sind. 
Aufgrund der Größe des IT-Service-Portfolios der LHM ist eine standardi-
sierte Auswertung der Fragen für die Erhebung der Digitalen Souveränität 
jedoch erforderlich.

Frage 3: 
Welche konkreten organisatorischen oder technischen Maßnahmen wur-
den seit Vorstellung der Methodik tatsächlich umgesetzt, um identifizierte 
Abhängigkeiten in kritischen Bereichen zu reduzieren? Bitte unter Nennung 
der betroffenen Systeme und des jeweiligen Umsetzungsstandes. 

Antwort:
Das IT-Referat verfolgt die Sicherstellung der Digitalen Souveränität als Teil 
seiner Verantwortung für die digitale Daseinsfürsorge. So wurde zum Ende 
letzten Jahres die Observability-Software eines amerikanischen Herstellers 
erfolgreich auf ein Open Source Produkt umgestellt. Alternativen für die 
Servervirtualisierung eines amerikanischen Herstellers sind derzeit weiter-
gehend in Untersuchung. Konkrete Namen von Produkten oder Herstellern 
sind nicht öffentlich.
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Frage 4: 
Das IT-Referat verweist auf „zusätzliche Sicherheitsgarantien“ (u.a. bei 
Webex/Cisco, ServiceNow, SAP) und Datenverarbeitung „ausschließlich in 
europäischen Rechenzentren“. Welche Garantien sind das konkret, welche 
technischen/vertraglichen Mechanismen sind vereinbart (z.B. Verschlüs-
selung, Schlüsselmanagement, Audit-Rechte, Exit-Regeln), und wie wird 
deren Einhaltung überprüft? 

Antwort:
Konkrete vertragliche Vereinbarungen mit Geschäftspartner sind nicht öf-
fentlich. Zu den einzelnen angefragten Aspekten vertraglicher Regelungen 
im betroffenen Umfeld können wir mitteilen:

Verschlüsselung und Schlüsselmanagement: Sämtlicher Datenverkehr ist 
ausnahmslos verschlüsselt. Sofern Daten in Cloudlösungen betroffener 
Firmen gespeichert werden, erfolgt dies ausnahmslos in verschlüsselter 
Form. Das Schlüsselmanagement wurde in den betreffenden Fällen ge-
prüft und entspricht den Anforderungen des Datenschutzes.

Vertragliche Regelungen und Audit-Rechte: In den betreffenden Fällen 
ist vertraglich geregelt, dass die Verarbeitung der Daten ausschließlich in 
Rechenzentrum innerhalb der EU erfolgt. Ent-sprechende Auditierungen 
haben stattgefunden und die Ergebnisse liegen uns vor. In einigen Fällen 
besteht zusätzlich ein Auditrecht durch die LHM.
Exit-Regeln: Das IT-Referat führt Cloud Lösungen – egal von welchem Her-
steller – ausschließlich nach einer Betrachtung einer Exit-Regelung ein, die 
den Zugang zu den Daten der LHM im Falle eines kurzfristig notwendigen 
Ausstiegs aus den Verträgen sicherstellt. In allen Fällen, in denen Daten 
der LHM in Cloud Lösungen gespeichert werden, liegt daher eine Exit-Re-
gelung und -Strategie vor.

Frage 5: 
Ist das derzeitig verwendete Bewertungsschema öffentlich nachvollziehbar 
dokumentiert und wissenschaftlich referenziert? Falls nein, warum wird 
auf ein nicht transparent veröffentlichtes Schema zurückgegriffen, obwohl 
zahlreiche europäische und wissenschaftlich fundierte Arbeiten zur Operati-
onalisierung digitaler Souveränität vorliegen? 

Antwort:
Ja, es ist öffentlich nachvollziehbar dokumentiert auf den Internet-Seiten 
des IT-Referats https://muenchen.digital/meldungen/2025/digitale-souver-
aenitaet-messbar.html

https://muenchen.digital/meldungen/2025/digitale-souveraenitaet-messbar.html
https://muenchen.digital/meldungen/2025/digitale-souveraenitaet-messbar.html
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Frage 6: 
Wie hoch waren die Kosten für Entwicklung, Konkretisierung, Begleitung 
und Durchführung der Methodik (inkl. Personalaufwände, externe Leistun-
gen, Gutachten, wissenschaftliche Begleitung, Workshops) für dieses be-
auftragte Bewertungsschema? 

Antwort:
Das IT-Referat sieht die Sicherstellung der digitalen Souveränität als Teil 
seiner Verantwortung und Aufgabe. Das wachsende Interesse der Stadtge-
sellschaft und der Öffentlichkeit macht deutlich, wie wichtig diese Aufgabe 
ist, ist aber nicht ursächlich für die Tätigkeiten des IT-Referats in diesem 
Umfeld. Die Entwicklung der Methodik erfolgte, um in diesem Umfeld 
noch transparenter und effektiver vorgehen zu können. Die Entwicklung 
der Methodik erfolgte durch mehrere Mitarbeitende des IT-Referats und 
umfasste inklusive Abstimmung der Beschlusstexte ca. 100 Personentage. 
Es fielen keine externen Kosten an. 

3	 https://commission.europa.eu/document/download/09579818-64a6-4dd5-9577-446ab6219113_en?-

filename=Cloud-Sovereignty-Framework.pdf

https://commission.europa.eu/document/download/09579818-64a6-4dd5-9577-446ab6219113_en?filename=Cloud-Sovereignty-Framework.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/09579818-64a6-4dd5-9577-446ab6219113_en?filename=Cloud-Sovereignty-Framework.pdf
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Mittwoch, 8. Juli 2026 
 

 
Dreht den Brunnen auf den Münchner Friedhöfen nicht komplett das 
Wasser ab! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Alexandra Gaßmann, Sebastian 
Kriesel, Dr. Evelyne Menges, Manuel Pretzl und Matthias Stadler (CSU-
Stadtratsfraktion)  
 
Barrierefreiheitsprüfung bei Baumaßnahmen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Roland Hefter, Anne Hübner,  
Dr. Christian Köning, Felix Lang, Barbara Likus und Monika Schmid-Balzert 
(SPD-Stadtratsfraktion) 

 
Sicherheit und Schutz für Mitarbeitende in bürger*innennahen  
Diensten – Konsequenzen aus den Ereignissen in Stade und München 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Arif Haidary, Katharina Horn, Stefan Jagel, 
Liliana Parente und Christian Schwarzenberger (Die Linke Fraktion im Mün- 
chner Stadtrat) 

 
Münchner Wertstoffhöhe: unnötigen Ärger bei Anfahrt und Annahme 
vermeiden 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Christian Christoph, Dr. Peter Ditges, Jitka 
Machyan, Jörg Schäfer und Daniel Stanke (AfD-Fraktion Stadtrat München) 
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ANTRAG 
 
An Herrn 
Oberbürgermeister 
Dominik Krause 
 
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         

08.07.2026 
 
 
Dreht den Brunnen auf den Münchner Friedhöfen nicht komplett das Wasser ab! 
 
 
Die städtischen Friedhöfe München werden aufgefordert, die für mehrere Wochen 
andauernde geplante Schließung der Gießbrunnen auf den Münchner Friedhöfen nicht 
durchzuführen. 
Stattdessen ist ein alternatives Konzept für Dürretage vorzulegen, wo z.B. einzelne Schließtage 
oder Tanklösungen durchgeführt werden.  
Dieses ist zusammen mit den Friedhofsgärtnern zu erarbeiten, so sind an sehr heißen Tagen 
z.B. Gießzeiten nur vormittags oder tageweise vorstellbar. 
Auch Hinweise zum Wassersparen an den Friedhofseingängen sollen angebracht werden. 
Das Ziel muss weiterhin bleiben, dass eine sparsames und getaktetes gießen von Grabanlagen 
möglich ist. 
 
Begründung 
Der kommunale Eigenbetrieb „städtische Friedhöfe München“ unterhält insgesamt 26 
Friedhöfe mit aktiven Bestattungsbetrieb. Und Friedhöfe haben eine hohe Bedeutung: 
Friedhöfe sind in München weit mehr als reine Ruhestätten: Sie dienen als wichtige Orte der 
Trauerbewältigung, grüne Oasen der Naherholung und sind wertvoller Rückzugsort für die 
Artenvielfalt.  
Die Grabpflege auf den städtischen Friedhöfen in München ist dabei ein Ausdruck von 
tiefgreifender persönlicher und stadtkultureller Bedeutung. Zur Trauerbewältigung, aber auch 
dem Andenken an die Verstorbenen pflegen die Grabbesucher die individuellen 
Anpflanzungen auf den Gräbern, durch Privatleute aber auch den zahlreichen 
Friedhofsgärtnereien. Dabei brauchen sie das Wasser von den zahlreichen Brunnen auf den 
Friedhöfen. Sollten diese kein Wasser mehr geben, so kann eine Vielzahl an Grabanlagen nicht 
mehr gegossen und gepflegt werden. Ein großer Verlust für viele Menschen.  
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Es gibt hierzu Planungen, den Wasserzulauf in den Brunnen für mehrere Wochen auszusetzen. 
Unter diesem besonderen Aspekt der Bedeutung der Grabanpflanzungen und der Pietät soll 
nach unserer Auffassung weiter Wasser zum Gießen auf den Friedhöfen zur Verfügung stehen. 
Dieses kann aber auch an einzelnen Tagen oder auch zeitweise (z.B. am Vormittag) zur 
Verfügung stehen. Der sparsame Umgang wie auch das Wassersparen im Allgemeinen muss 
hierbei Berücksichtigung finden. 
 
 
 
Sebastian Kriesel (Initiative)    Matthias Stadler (Initiative) 
Stadtrat      Stadtrat 
 
 
Manuel Pretzl       Dr. Evelyne Menges  
Fraktionsvorsitzender     stv. Fraktionsvorsitzende 
 
 
Alexandra Gaßmann     Andreas Babor 
Stadträtin      Stadtrat 
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Herrn 

Oberbürgermeister 

Dominik Krause 

Rathaus 

 

 

 

Barrierefreiheitsprüfung bei Baumaßnahmen 

 

 

ANTRAG 

 

Die Stadtverwaltung soll ein Verfahren zur Sicherstellung der Barrierefreiheit im 

öffentlichen Raum einführen.  

 

Ziel ist es, dass bei allen Entscheidungen und Maßnahmen, insbesondere bei 

Baustellen, die Belange von Menschen mit Behinderungen mitgedacht werden. Dabei 

sind auch Maßnahmen Externer, wie z.B. der Deutschen Bahn, zu berücksichtigen. 

 

Insbesondere Zeiten für notwendige Umwege, funktionstüchtige Aufzüge und 

dergleichen sollen standardmäßig bei Bau- und Baustellengenehmigungen geprüft 

werden. 

 

 

BEGRÜNDUNG 

 

Die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen wird oft durch unzureichende 

Berücksichtigung der Barrierefreiheit erschwert.  

 

Dies betrifft vor allem (aber nicht nur) Baustellen im öffentlichen Raum.  

Damit mobilitätseingeschränkte Menschen in ihrem Alltag nicht unverhältnismäßig 

eingeschränkt werden, muss die Stadtverwaltung ein Prüfverfahren entwickeln und 

anwenden, das auf deren Rechte achtet.  

 

Dieses soll bei städtischen Maßnahmen, aber auch im Rahmen von Genehmigungen 

zugunsten Dritter wie der Deutschen Bahn angewendet werden. 

München, 08.07.2026 
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SPD-Fraktion 

 

Barbara Likus 

Roland Hefter 

Anne Hübner 

Kathrin Abele 

Felix Lang 

Dr. Christian Köning 

Monika Schmid-Balzert 

     

Mitglieder des Stadtrates 

  

 



An den Oberbürgermeister 
Herr Dominik Krause  
80331 München 
 
 
 

Die Linke Fraktion  

im Münchner Stadtrat 

linke-fraktion@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 8. Juli 2026 

Anfrage 

Sicherheit und Schutz für Mitarbeitende in bürger*innennahen Diensten – Konsequenzen aus 
den Ereignissen in Stade und München 

Am Montag den 29.06. 2026 ereignete sich in Stade eine tragische Gewalttat, bei der sechs 
Mitarbeitende aus Jugendämtern und Jugendhilfeeinrichtungen ums Leben kamen. Die Polizei 
vermutet einen gezielten Angriff eines Elternteils während eines Jugendhilfetermins.1 Die Tat 
löste großes Entsetzen aus, auch in München ist das Mitgefühl groß. 

Am 30.06.2026 und 01.07.2026 gab es Amokwarnungen im Stadtjugendamt.2 Die Süddeutsche 
Zeitung berichtete, dass am 01.07.2026 in mehreren Einrichtungen Drohmeldungen eingingen. Im 
Sozialbürgerhaus Nord kam es wegen einer Drohung zu einem größeren Polizeieinsatz.3 

Diese schrecklichen Szenarien in Stade wie auch in München unterstreichen die dringende 
Notwendigkeit, bisherige Schutzmaßnahmen, die die Sicherheit der Mitarbeitenden in diesem 
sensiblen Bereich gewährleisten sollen, zu überprüfen. Uns haben in der letzten Woche Anfragen 
von städtischen Kolleg*innen erreicht. Sie alle eint die Frage: welche Konsequenzen zieht die 
Landeshauptstadt München aus den aktuellen Taten? 

Die Forderungen nach mehr Sicherheitsvorkehrungen in Form von Kameras, beschränkten 
Zugängen oder mehr Sicherheitspersonal sind kurzfristig nachvollziehbare Ansätze, gleichwohl 
sind diese Maßnahmen kein Allheilmittel. Problematisch ist vor allem, dass diese Maßnahmen die 
Zusammenarbeit mit Bürger*innen sogar konterkarieren und im schlimmsten Fall verunmöglichen 
können. 

Im Kontext des Kinderschutzes ist die enge Zusammenarbeit mit den Elternteilen ein essenzieller 
Bestandteil der Aufgabenerfüllung der Bezirkssozialarbeit (für die Altersklasse 0-59) (BSA), der 

 
1https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/lueneburg_heide_unterelbe/schuesse-in-stade-was-ueber-
die-gewalttat-bekannt-ist-ein-ueberblick,faq-stade-100.html . 
2 https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/familienvater-aus-muenchen-droht-behoerden-mit-
bluttat-wie-in-stade-art-1141626 
3 https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-milbertshofen-polizei-einsatz-sozialbuergerhaus-
li.3508717 

https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/lueneburg_heide_unterelbe/schuesse-in-stade-was-ueber-die-gewalttat-bekannt-ist-ein-ueberblick,faq-stade-100.html
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/lueneburg_heide_unterelbe/schuesse-in-stade-was-ueber-die-gewalttat-bekannt-ist-ein-ueberblick,faq-stade-100.html
https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/familienvater-aus-muenchen-droht-behoerden-mit-bluttat-wie-in-stade-art-1141626
https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/familienvater-aus-muenchen-droht-behoerden-mit-bluttat-wie-in-stade-art-1141626
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-milbertshofen-polizei-einsatz-sozialbuergerhaus-li.3508717
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-milbertshofen-polizei-einsatz-sozialbuergerhaus-li.3508717
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Vermittlungsstelle (VMS) und den (teil-)stationären Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. 
Die Kooperation mit Eltern, die etwa mit der Inobhutnahme ihres Kindes konfrontiert sind, stehen 
unter massivem Stress und Druck. Auch den Fachkräften wird viel abverlangt, da ihre 
Empfehlungen weitreichende Folgen für die Familien haben können.4 

Die aktuelle Unterbesetzung in der BSA (0-59 Jahre und ab 60 Jahren), der VMS und den (teil-) 
stationären Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie in vielen weiteren 
bürger*innennahen Diensten führen dazu, dass die bestehenden präventiven Maßnahmen nicht 
greifen: Aufgrund der hohen Arbeitsüberlastung bleibt keine Zeit für kollegiale Fallbesprechungen 
oder die Teilnahme an Fortbildungen. Die im Jahr 2023 hart erkämpfte regelmäßige Supervision5 
wird aufgrund von Zeitmangel und Arbeitsüberlastung unterschiedlich stark genutzt. 

Auf unsere Anfrage vom 06.02.2025 „Wie hoch ist die Arbeitsüberlastung in der 
Stadtverwaltung?“ antwortete der Referatspersonalrat des Sozialreferats: 

„Die bürgernahen Tätigkeitsbereiche des Sozialreferates (z.B. BSA, Heime, Unterkünfte, 
Wohnungslose, Wirtschaftliche Jugendhilfe (WJH), SGB XII)6 sind derzeit alle besonders von 
psychischen Belastungen und arbeitsbedingtem Stress betroffen. 

Wir bitten daher das Sozialreferat, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Welche Einschätzung trifft das Sozialreferat dazu, dass der aktuelle Personalmangel und 
die damit einhergehende Arbeitsüberlastung die Sicherheit der Fachkräfte höher 
gefährdet, dadurch zu wenig Zeit für Beratung bleibt und die Quote an 
Fehlentscheidungen ggf. erhöht wird? 

2. Hat die Einführung der erweiterten Leitstelle sowie die zentrale Unterstützung und 
Beratung dazu geführt, dass der Kinderschutz wieder regelhaft umgesetzt werden kann 
und die Arbeitsbelastung der Kolleg*innen der Bezirkssozialarbeit reduziert wurde? 

3. Wie hoch ist die aktuelle Arbeitsbelastung in den bürgernahen Tätigkeitsbereichen des 
Sozialreferats heute (unter anderem BSA für die Altersgruppen 0-59 und 60+, VMS, WJH, 
Unterhaltsvorschussgesetz, Fachstelle zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit (FaST), 
Wohngeld, Jobcenter, Heime)? 

4. Welche Erkenntnisse zieht das Sozialreferat aus der Personalbemessung der 
Bezirkssozialarbeit? 

 
4 https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-angst-mitarbeiter-sicherheit-jugendhilfe-stade-
li.3509137  
5 Vgl. „Arbeitsentlastung und Gesundheitsschutz der Mitarbeiter*innen der Bezirkssozialarbeit in den 
Sozialbürgerhäusern und dem Amt für Wohnen und Migration sowie der Vermittlungsstelle“ 
(Sitzungsvorlage Nr. 20-26/ V 08386 vom 26.04.2023) 
6 SBH XII – Grundsicherung im Alter / bei Erwerbsunfähigkeit 

https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-angst-mitarbeiter-sicherheit-jugendhilfe-stade-li.3509137
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-angst-mitarbeiter-sicherheit-jugendhilfe-stade-li.3509137
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5. Stehen ausreichend passende Hilfsangebote zur Erziehung zur Verfügung, um Familien 
passende Hilfe bei Anzeichen einer Kindeswohlgefährdung anzubieten? 

6. Welche präventiven Maßnahmen können Kolleg*innen des Sozialreferats in Anspruch 
nehmen, um sich vor den Belastungen in ihrem Arbeitsfeld zu schützen? 

7. Reichen die aktuell gültigen Handlungsanweisungen für Krisensituationen und 
Gewaltschutz aus oder müssen diese an neue Bedrohungslagen angepasst werden? 

8. Sind neue Sicherheitsvorkehrungen mittels Sicherheitstechnik (Alarmanlagen, Kameras, 
usw.) für die Mitarbeitenden in den Sozialbürgerhäusern, Dienststellen und Einrichtungen 
des Stadtjugendamts sowie des Amts für Wohnen und Migration geplant? 

Wenn ja, welche? 

9. Sind Zugangsbeschränkungen in den Sozialbürgerhäusern, Dienststellen und 
Einrichtungen des Stadtjugendamts sowie dem Amt für Wohnen und Migration und (teil-) 
stationären Einrichtungen geplant?  

Wenn ja: Wie werden die Beschränkungen gewährleistet und umgesetzt? Wie wird 
die Niedrigschwelligkeit, Bürger*innenorientiertheit und zielführende Beratung 
und Unterstützung dennoch ermöglicht? 

10. Wie gestaltet sich die Kooperation des Sozialreferats mit Sicherheitsbehörden, um 
Gefährdungslagen frühzeitig zu erkennen und zu entschärfen?  

 

 
Initiative:  
Stadträtin Liliana Parente 
Stadtrat Stefan Jagel 

Gezeichnet:  
Stadträtin Katharina Horn 
Stadtrat Arif Haidary 
Stadtrat Christian Schwarzenberger 
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Herrn Oberbürgermeister Dominik Krause 
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80331 München München, 07.07.2026 

 

 

Münchner Wertstoffhöhe: unnötigen Ärger bei Anfahrt und Annahme vermeiden 

 

Das Kommunalreferat bzw. die AWM werden bzgl. der Münchner Wertstoffhöhe (WSH) beauftragt: 

1. Beim Netzauftritt der AWM wird zeitnah ein Stadtplan bzw. Grafikelement hinterlegt, auf 

dem die Lage der einzelnen WSHs eingezeichnet ist. 

2. Dieser Stadtplan wird im zweiten Schritt abgelöst durch ein interaktives Kartenelement / 

Routenplaner, in dem weitere Informationen zu den jeweiligen WSHs in Echtzeit hinterlegt 

sind, so wie Öffnungszeiten, temporäre Einschränkungen bei der Annahme (bspw. 

Problemstoffe, Bauschutt…), oder vorzeitige Schließungen wegen Überfüllung. 

3. Diese jeweiligen Zustände (geöffnet, geöffnet mit Einschränkungen, bald geschlossen, 

geschlossen) sollen gleich auf den ersten Blick durch entsprechende Farbgebung der 

einzelnen Standorte erkennbar sein (bspw. grün, gelb, orange und rot). 

4. Falls sich kurz vor Betriebsschluss eine Fahrzeugschlange vor der Zufahrt gebildet hat, sollen 

die Mitarbeiter vor Ort das letzte an diesem Tag noch einfahrberechtigte Fahrzeug 

abschätzen (auch anhand der Beladung). Allen dahinter ist durch Aufstellen eines Schildes 

o.ä. mitzuteilen, dass für sie heute geschlossen ist, damit sie nicht umsonst warten müssen. 

5. Bei den Öffnungszeiten wird ergänzt: „letzte Annahme 15 Minuten vor Betriebsschluss“ 1. 

 

 

Begründung: 

 

Zu 1: derzeit sind die WSHs nur mit ihrer Adresse hinterlegt2. Für eine vernünftige Routenplanung 

oder Verbindung mit anderen Fahrzielen ist das aber nicht brauchbar. Bereits eine einfache Grafik 

wäre in wenigen Minuten erstellt, würde aber einen hohen Mehrwert schaffen. 

 

Zu 2-4: es ist ärgerlich, erst bei Anfahrt zu erfahren, dass eine bestimmte Sorte Abfall an diesem Tag 

nicht (mehr) angenommen wird, oder dass der Wertstoffhof überfüllt und geschlossen ist, oder wenn 

nach langem Anstehen die Tore vor der eigenen Nase geschlossen werden. All das wäre mit o.g. 

Maßnahmen weitgehend vermeidbar. Auch die Mitarbeiter dürften dies begrüßen. 

 

Zu 5: wenige Minuten vor Schließzeit abgewiesen werden ist ärgerlich. Den Mitarbeitern sollen aber 

auch keine Überstunden entstehen, nur weil Leute kurz vor Schluss noch voll beladen anfahren. 

 
1 Je nach individueller Beladung und Einschätzung durch die Mitarbeiter vor Ort sollte das Abladen ggf. doch 
noch innerhalb der letzten 15 Minuten erlaubt werden. Der Dank der Anlieferer wäre den Mitarbeitern sicher! 
2 https://www.awm-muenchen.de/abfall-entsorgen/abgabestellen/wertstoffhoefe  

https://www.awm-muenchen.de/abfall-entsorgen/abgabestellen/wertstoffhoefe
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Mittwoch, 8. Juli 2026 

 
 

Achtung Redaktionen – Terminhinweis  
(für TV/Foto geeignet)                             
Pressemitteilung MVG 
 
 
 

 



    

 

(Wiederholung)  
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Freitag, 10. Juli 2026, 16 Uhr, Maibaumplatz in Garching  

 

Regionales Geothermie-Forschungsvorhaben GIGA-M  

stellt Seismik-Kampagne im Großraum München vor 

Ab August beginnt eine mehrmonatige Seismik-Kampagne im Stadtgebiet München sowie 

in neun Landkreisen und mehr als 60 Gemeinden im Umfeld. Die Kampagne ist Teil des 

Forschungsprojekts GIGA-M. Um vor Ort darüber zu informieren und Fragen zu beantwor-

ten, finden in den kommenden Wochen mehrere Bürgerveranstaltungen in der Region statt 

(Termine: https://giga-m.de/kommunikation#events). Dort gibt es auch Seismik-Equipment 

und einen Seismik-Truck „zum Anfassen“. 

Auf einer Pressekonferenz im Vorfeld der Auftaktveranstaltung in Garching stellen die Pro-

jektpartner die Messkampagne vor und stehen anschließend für Interviews zur Verfügung.  

 

Nach der Begrüßung durch Christian Nolte, 2. Bürgermeister der Stadt Garching, und 

einer Einführung von Barbara Bogner, Landkreis München, stv. für Landrat Christoph 

Göbel, erläutern Linus Diergarten, Geschäftsführer Energie-Wende-Garching, und Dr. 

Karin Thelen, Geschäftsführerin Regionale Energiewende bei den Stadtwerke Mün-

chen, die Bedeutung der Seismik für den weiteren Ausbau der Geothermie in der Region. 

Projektleiter Dr. Kai Zosseder, TU München, ordnet die Messungen ins Gesamtprojekt 

ein.  

                  
 

                            

https://giga-m.de/kommunikation#events


GIGA-M 
Das gemeinsame Forschungsvorhaben GIGA-M ebnet der regionalen Wärmewende den Weg, weg von fos-
silen Energieträgern, hin zu einer lokal produzierten, klimaneutralen, sicheren und bezahlbaren Wärmeversor-
gung. Die Grundlage dafür ist ein regionaler Bodenschatz, eine verlässliche, heimische, erneuerbare Energie-
quelle. Das Forschungsverbundvorhaben steht auch stellvertretend für die Erkenntnis, dass das Ziel einer 
intensiven nachhaltigen Nutzung dieses enormen Potenzials nur durch ein gemeinschaftliches und abge-
stimmtes Vorgehen von Stadt und Kommunen in der Region sowie von Forschung und Wissenschaft erreich-
bar ist.  

Das Forschungsprojekt GIGA-M wird von der Technischen Universität München (TUM) koordiniert. Neben den 
SWM und der EWG sind die Energieagentur Ebersberg-München, die Landeshauptstadt München sowie der 
Landkreis München beteiligt. Das Projekt wird vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie gefördert. 
Alle Informationen zum Projekt: www.giga-m.de  

 

Pressekontakte:  

Technische Universität München  

(Lehrstuhl für Hydrogeologie) 

Dr. Kai Zosseder 

089 / 289 25834 

kai.zosseder@tum.de  

 

Landeshauptstadt München  

Referat für Klima- und Umweltschutz 

Gesine Beste 

089 / 233 37950 

presse.rku@muenchen.de 

 

Landkreis München 

Christine Spiegel 

089 / 6221-2621 

pressestelle@lra-m.bayern.de  

 

Stadtwerke München (SWM) 

Hannes Lindhuber 

089 / 2361-5042  

presse@swm.de 

 

 

Energieagentur Ebersberg-München gGmbH 

Bettina Röttgers 

presse@ea-ebe-m.de  

 

 

 

Energie-Wende-Garching GmbH & Co KG 

Ursula Kremp 

info@ewg-garching.de
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